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Prozeßbevollmächtigte der Beigeladenen zu 10 bis '
.55°
' ooooeeoooooooooooooooooooooooooooooooooooaooooo

Der 12° Senat des Bundéssoziälgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 45„ November 4974 durch den

Vorsitzenden Richter Dr„ H e u B n e r, die Richter

Dr° F r i e d e r i c h s und Dr° R e i n h o l d'

und die ehrenamtlichen Richter R ü h s t e c k

und Schönfeld
“für Recht erkannt :

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 80 März 4975 auf—

gehoben° Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung

?und Entscheidung an das Landessozialgericht zurück-
verwiesen°
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte als

Einzugsstelle i„S° der 55 4599 Abs„ 4 der Reichs-

versicherungsordnung (RVG), 424 Abs° 4 des Angestellten—
versicherungsgesetzes (AVG) zu Recht vom Kläger Beiträge

zur Angestelltenversicherung (AV) und zur Arbeiterrenten-

versicherung (ArV) für die Beigeladenen zu 4 bis 55 ver—
langt°

Der Kläger — das Germanische Nationalmuseum in Nürnberg —
hat die Rechtsform einer öffentlich-rechtlichen Stiftung

und ist Mitglied des Bayerischen Versorgungsverbandeso

Die Beigeladenen zu 4‘bis 55 traten nach dem 28° Februar

4957 beim Kläger ihren Dknst als Beamte an" Die Beklagte

forderte vom Kläger unter Berücksichtigung der Verjährungs—

vorschrift des 5 29 RVG Beiträge vom 4„ Januar 4966 an,
und zwar zur AV bis zum 42° Januar 4967 und zur ArV bis

zum 29° Dezember 4968, weil die nach dem 280 Februar 4957

in das Beamtenverhältnis übernommenen Bediensteten, die

Beigeladenen Nrn° 4 bis 55, auf Grund der Entschließung

des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und

Kultuscvom48° Dezember4967_ Nr° IV/2—7/442676_ ab
45° Januar 4967 von der Angestelltenversicherungspflicht

und sodann auf Grund der weiteren Ministerialentschließung

vom 26° März 4969 — Nr° IV/2-7/347 — erst ab 50° Dezember
4968 auch von der Arbeiterrentenversicherungspflicht

befreit worden seien° Die bisherige Freistellung von der
Versicherungspflicht auf Grund des Gleichstellungsbe-

schlusses des früheren Bundesrates vom 46° Mai/26° Juli 4947
und des Gewährleistungsbescheides des Königlich-Bayerischen
Staatsministeriums des Innern vom 7° April 4944_gelte nach

Art° 2 5 5 des Angestelltenversicherungs—Neuregelungs—

..5-
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gesetzes (ÄnVNG) bzw° nach Art; 2 5 2 des Arbeiterrenten—
versicherungs-Neuregelungsgesetzes (ArVNG) nur für Be—

schäftigte, die vor dem Inkrafttreten dieser Ge$etze

— 10 März 1957 - Beamte geworden seien (Bescheid vom
6o September 1968, Widerspruchsbeseheid vom 18° Februar

1970)° Während des erstinstanzlichen Verfahrens bezifferte

die Beklagte mit dem weiteren Bescheid vom 20 Oktober 1970

die Höhe der geltend gemachten Beitragsnachforderung mit

98°555,04 DM„

Die Klage hatte in den v01aurgehenden beiden Rechtszügen

keinen Erfolg° Das Bayerische Landessozialgerieht (LSG)

hat die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozial—

gerichts (SG) Nürnberg vom 21° Dezember 1970 zurückge—

wiesen und außerdem die Klage gegen den Bescheid der Be—

klagten vom 20 Oktober 1970 abgewiesen; es hat die

Revision zugelassen (Urteil vom 8° März■97öj°

Das LSG hat u„a„ ausgeführt, der Bescheid der Beklagten

vom 20 Oktober 1970 sei gemäß 5 96 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) Gegenstand des Klageverfahrens gewordeno
Die Nachforderung der Beiträge sei unter Berücksichtigung

der zutreffenden Entscheidungen des Bundessozialgerichts'

(see) vom18°Februar 1969 ( BSGE20, 202) und vom:
210 Februar 1969 (SozR Nr° 5 zu Art° 2 5 2 ArVNG) rechtens°
Danach seien die Art° 2 5 3 AnVNG und 2 5 2 ArVNG so zu
verstehen, daß die vor Inkrafttreten der Rentenversiche»

rungs—Neuregelungsgesetzo erlassenen Gleichstellungs—

beschlüsse und pauschalen Gewährleistungsbescheide die

Freistellung von der Versicherungspflicht über den 1° März

1957 hinaus nur bei solchen Personen begründen könnten,

die - anders als die Beigeladenen zu 1 bis 55 — schon vor

diesem Zeitpunkt eingestellt werden seieno Da die Ver—

jährung durch den ersten Bescheid der Beklagten vom
6° September 1968 unterbrochen werden sei, könne die

Beklagte die der Höhe nach nicht streitigen Beiträge auch
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noch mit Erfolg geltend machen° Entgegen der Ansicht des

Klägers sei die Forderung der Beiträge auch nicht deshalb

verwirkt, weil die Bundesversicherungsanstalt für Ange—

stellte (BfA) in einem Schreiben vom 25° Juli 1957 gegen—

über dem Ministerium des Innern des Landes Rheinland-Pfalz

einen ihrer jetzigen Auffassung wi ersprechenden Standpunkt

vertreten habe° Dies müsse schon deswegen gelten, weil

nicht die BfA; sondern die Beklagte als Einzugsstelle über

die Beitragspflicht in der AV und ArV zu entscheiden

habe (S5 121 Abs° } AVG, 1599 Abs° 5 RVG)° Bei der‚Veré
‚

wirkung handele es sich nur um Fälle des Rechtsmißbrauchs,

die auf illoyaler Verzögerung der Rechtsausübung beruhten°
Der bloße Zeitablauf könne deshalb den Rechtsverlust durch

Verwirkung nicht herbeiführen (Hinweis auf BSGE 7,199;

16, 79)() Die Beklagte habe gegenüber dem Kläger kein Ver—

halten an den Tag gelegt, das die spätere Beitragsnach—
forderung für den Kläger als unzumutbar erscheinen lasse°

Der Kläger hat gegen dieses Urteil Revision eingelegt° Er

rügt Verletzung des Art° 2 5 5 AnVNG° Hilfsweise macht er
geltend, die Beitragsforderung zur AV sei verwirkt°

Der Kläger beantragt,

das Urteil des LSG und das Urteil des SG sowie

den BesCheid der Beklagten vom 6° September 1968
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom -
18o Februar\197o und den Bescheid der Beklagten

vom 2° Oktober 1970 aufzuheben°

Die Beklagte und die beigeladene BfA beantragen,

Die Revision des Klägers zurückzuweisen°

Die beigeladene Landesversicherungsanstalt Oberfranken
und Mitüifranken sowie die Beigeladenen zu 1 bis 55 haben

_ 7 _
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keinen Antrag gestellt°

Sämtliche Beteiligten haben sich damit einverstanden

erklärt, daß der Senat durch Urteil ohne mündliche Ver—

handlung gemäß 5 424 Abs° 2 SGGentscheidet°

II

Die Revision des Klägers ist begründet° Das angefochtene

Urteil des LSG ist mit den ihm zugrunde liegenden Fest-
stellungen aufzuheben und der Rechtsstreit zu neuer

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzu '
weisen;

Die früheren Entschließungen, aus denen der Kläger die
Fortgeltung mit der Folge der Freistellung von der

Versieherungspflicht ableitet, sind für die Bediensteten

des Klägers (Beigeladene Nrn° 4 bis 55) nicht wirksam
gebliebeno

In der AV und ArV sind der Gleichstellungsbeschluß des
früheren Bundesrates vom 46° Mai/26° Juli 4947 und der

Gewährleistungsbescheid des Königlich—BayérisChen Staats—
ministeriums des Innern vom 70 April 4944 keine Ent—

scheidungen über die Befreiung von der Versicherungen

pflicht iOS; der @@8 Abs° 4 Sätze 5 und 5 AVG nF, 4254
Abs° 4 Sätze 5 und 5 BVD nF° Dies ergeben die überein—

stimmenden Übergangsvorschriften in Arto 2 5 5 AnVNG

für die AV und Artc 2 5 2 ArVNG für die ArV° Soweit auf
Grund der dem 5 4? AVG idF vom 28° Mai 492% entsprechenden

früheren Vorschrift (@ 44 AVG aF) und auf Grund des
5 4242 RVG aF oder der @@474 und 4226 RVG idF der Ver—

ordnung vom 47° März 49%5 (BGBl I 44) oder der diesen

Vorschriften sinngemäß entsprechenden früheren V0rschriften
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auf Antrag des Arbeitgebers eine Freistellung von der
Versicherungspflicht erfolgt ist, verbleibt es dabei

auch nach Inkrafttreten des AnVNG und des ArVNG, solange

nicht die nach 55 Abs° 2 AVG nF und 5 4229 Abs° 2 RVO_nF

zuständigen Stellen die Freistellung widerrufen, weil ihre

Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind (Art° 2 5 5 AnVNG,
Art. 2 5 2 ArVNG)° Nach der Auslegung dieser beiden Vor—

schriften in der Rechtsprechung des BSG (BSGE 20, 202 und

SozR Nr° 5 zu Art° 2 5 2 ArVNG) ist eine Freistellung von
der Versioherungspflicht nur dann "erfolgt", wenn der Be—.

schäftigte bereits vg; Inkrafttreten des AnVNGund ArVNG
angestellt bzw° beschäftigt war und damit zugleich die

Freistellung von der Versicherungspflicht bestand° Nur

wenn ein konkretes Beschäftigungsverhältnis eines Ange—

stellten oder Arbeitcrs vorliegt, kann eine allgemeine

pauschale Frei$tellung die Befreiung von der Versicherungs—

pflicht tatsächlich herbeiführenee

Der erkennende Senat legt die Übergangsvorschriften des
Art, 2 % 5 AnVNG und des Arte 2 5 2 ArVNG ebenfalls in

diesem Sinne aus (vgl° auch das Urteil des Senats vom

am Juli 4974 —-12 RK4/75—)„ Die gegendie Recht—2
_sprechung des BSG gerichteten Ausführungen des Klägers

können zu keiner anderen Beurteilung führeno

Der Begriff "erfolgte" Freistellung ist auf den einzelnen
Beschäftigten, dessen Versicherungspflicht oder Befreiung

von der Versicherungspflicht jeweils umstritten ist, be—

zogen° Der Kläger hingegen versteht den Begriff nur
aus der Sicht des Beschäftigungsgébers und sieht eine
Freistellung schon dann als "erfolgt* an,

wenn die zu—
ständige oberste Verwaltungsbehörde die Gewährung der

Anwartschaften<usw° pauschal für bereits tätige und
künftige Inhaber bestimmter Stellen ausgesprochen hat;

er sieht zu Unrecht den Sinn des Art„ 2 5 5 AnVNG und des
Art° 2 5 2 ArVNG nur darin, den Zuständigen Stellen
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den Widerruf früherer Freistellungen unter bestimmten

Voraussetzungen zu ermöglichen°

Es entspricht dem-Sinn und Zweck des neuen Rechts, daß die
Voraussetzungen der Befreiung von der Versicherungspflicht

nach 5 8 AVGnF und s 1254 RVOnF möglichst einheitlich '
Geltung für Beechäftigungsverhältnisse erlangen° Diesbe—

dingt eine einschränkende Auslegung der Übergangsvor—

schrift, um ein Nebeneinander von
versicherungsrechtlich

verschieden zu behandelnden Beschäftigten nach Möglich;

keit zu verhindern° *Bei der Auslegung der Übergangsvor—

schrift sind auch die allgemeinen Grundsätze über die

Verfassungsmäßigkeit von rüCkwirkenden Gesetzen heran—

zuziehen° Insbesondere ist die Unterscheidung zwischen

in der Vergangenheit bereits abgeschlossenen und ggen—
wärtigen, noch nicht abgeschlossenen Sachverhalten von
Bedeutung (echte und unechte Rückwirkung)° Dem entspricht

auch die Auslegung des Begriffs der "erfolgten" Frei—

stellung dahingehend, daß die früheren Freistellungs—

bescheide nur in solchen Fällen weiterhin die Grundlage
der Befreiung von der Versicherungspflicht bilden‚ in

denen die Beschäftigten bereits vor Inkrafttreten des

neuen Rechts angestellt werden sind und damit zugleich

von der Versicherungspflicht freigestellt waren; doh°

nur in Fällen; in denen der rechtserhebliche Sachverhalt

— der Eintritt der Befreiung von der Versicherungspflicht —
in einem konkreten Beschäftigungsverhältnis bereits vor
Inkrafttreten des AnVNG und des ArVNG abgeschlossen war,
verbleibt es bei der Befreiung von der Versicherungspflichto

Insofern spielt es bei Beginn von Beschäftigungsverhältnissen,

nach Inkrafttreten des AnVNG und des ArVNG keine Rolle‚l ob

der Arbeitgeber, der den früheren Frei$tellungsbfgcheid

erhalten hat, zu dem nach % 8 AVG nF und % 4254 EVO nF be—
günstigten, gegenüber dem früheren Recht kleineren Kreis

von Arbeitgebern gehört oder nichto
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Die Auffassung des Klägers, die Entscheidungen des BSG

(BSGE 20, 202; SozR Nr° 5 zu Art° 2 5 2 ArVNG) kämen hier

nicht zum Zuge, weil dort die Arbeitgeber nicht zu dem

nach 5 8 Abs° 4 Satz,? AVG und 5 4254 Abs, 1 Satz 1 RVG nF

begünstigten Kreis gehörten, trifft somit nicht zu, Die

Bediensteten sind also nicht auf Grund des früheren

Gleichstellungebeschlusses und der früheren Gewährleistungs—

bescheide von der Versicherungspflicht in der AV und ArV

befreit°

Da somit die Beitragsforderungen der Beklagten an sich

dem Recht des AVG und der EVO entsprechen, ist das Vor-

bringen des Klägers zur Verwirkung von Bedeutung° Der Senat
kann jedoch hierzu keine Entscheidung treffen° Dazu reichen
die tatsächlichen Feststellurpinicht aus; denn das LSG

hat nicht im einzelnen festgestellt, welche Handlungen

die Beklagte gegenüber dem Kläger und der Kläger gegenüber

der Beklagten im Hinblick auf die Beitragspflicht in den
verschiedenen Versicherungszweigen vorgenommen haben° Wegen

'des bei Verwirkung bedeutsamen Zeitmoments sind zunächst

Verjährung und Verwirkung voneinander abzugrenzeno Hin—

sichtlich der für eine Verwirkung notwendigen besonderen

Umstände wird das LSG zu beachten haben, daß das Gesamt—

verhalten beider Beteiligter — des Klägers und der
Beklagten - in gleicher Weise von Bedeutung und daher in

allen Einzelheiten festzustellen undg;geneinander abzu—

wägen ist (vgl° Palandt, BGB, 550 Au£l°, Anm, 9 zu 5 242

BGB mit Hinweisen auf die Rechtsprechung; aus der Recht—

sprechung des BSG vgl° zuletzt BSGE 54, 211; 55, 91, 94_
95 mit Hinweisen auf weitere Entscheidungen)°

Bei den insoweit noch zu treffenden Feststellungen wird
das LSG sein besonderes Augenmerk darauf zu richten haben,

wann und wie in den Zeiten vor den streitigen Zeiträumen
die Beklagte und ihre Bediensteten, insbesondere ihre
Prüfer, sei es bei Prüfungen, Gesprächen, Ferngesprächen
oder sonstigen Anlässen, sich zur Frage der Freistellung

- qq -
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von der Versicherungspflioht der Bediensteten des Klägers
erklärt haben„

Aus diesen Gründen muß das angefochtene Urteil mit den

ihm zugrunde liegenden Feststellungen aufgehoben und der
Rechtsstreit zur neuen Verhandlung und Entscheidung über

die Beitragsforderungen der Beklagten zu den Versicherungs—

zweigen der AV und der ArV an das LSG zurückverwiesen

werden„ '

Die Kostenentscheidung bleibt der das Verfahren aba

schließenden Entscheidung vorbehalten°
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